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78 AUnsführungsperordnung 
zur Arbeitszeitordnung. 
Vom 13. April 1939. 


Auf Grund der Arbeitszeitordnung vom 8. Februar 1939 (G. Bl. S. 47) 8 9 Abſ. 2, § 12 Abf. 1 
in Verbindung mit § 27 Abſ. 4, § 16 Abſ. 3 und S 29 wird verordnet: 

1. Die Aufgaben des Senats für die Durchführung der Arbeitszeitordnung werden von der 
Senatsabteilung Wirtſchaft, Sachgebiet Arbeitswirtſchaft (W. 5) wahrgenommen. 


Abſchnitt ! 


Zu 8 1 Abſ. 1 
2. Die Arbeitszeitordnung gilt in der Binnenſchiffahrt und Flößerei nach der Ausführungsver⸗ 
ordnung zum Jugendſchutzgeſetz vom 13. April 1939 (G. Bl. S. 226) Nr. 2 auch für Jugendliche. 


Zu 8 4 Abſ. 1 

3. Die Entſcheidung, ob die Art des Betriebes eine ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit 
erfordert, iſt nur in Zweifelsfällen notwendig. Sie kann von Amts wegen oder auf Antrag getroffen 
werden. Der Beſcheid iſt dem Unternehmer durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen 
öffentlichen Beamten zuzuſtellen. Eine beſondere Mitteilung iſt nicht erforderlich, wenn die Ent⸗ 
ſcheidung öffentlich bekanntgemacht wird. 

4. Entſcheidungen von grundſätzlicher Bedeutung ſind im Staatsanzeiger — Teil 1 — zu ver⸗ 
öffentlichen. 

5. Das Gewerbeaufſichtsamt hat den Entwurf einer Entſcheidung von grundſätzlicher Bedeutung 
vor dem Erlaß dem Senat vorzulegen, der eine Nachprüfung vorzunehmen hat und gegebenenfalls 
weitere Feſtſtellungen veranlaſſen kann. Beſtehen keine Bedenken, jo iſt die Sache an das Gewerbe- 
auflihtsamt mit dem Bemerken zurückzugeben, daß der Entſcheidung zugeſtimmt wird; andernfalls 
iſt die Abänderung der Entſcheidung zu veranlaſſen. 

6. — fehlt —. 

Zu 8 4 Abi. 3 

7. Auf Grund des § 4 Abſ. 3 kann lediglich eine Überſchreitung der zehnſtündigen Arbeitszeit, 
nicht dagegen eine vom § 4 Abf. 1 und 2 abweichende Regelung, z. B. die Verlängerung des Aus⸗ 
gleichszeitraums, zugelaſſen werden. Für eine ſolche Regelung iſt gegebenenfalls eine Genehmigung nach 
§ 8 erforderlich; hierbei finden die Vorſchriften des 8 15 über Mehrarbeitsvergütung Anwendung. 
Für weibliche Gefolgſchaftsmitglieder gelten die weitergehenden Vorſchriften des 8 17 Abſ. 3. Anträge 
auf Genehmigung einer Überſchreitung der Zehnſtundengrenze ſind ebenſo wie die Anträge auf Zu⸗ 
laſſung von Arbeitszeitverlängerungen (8 8) nach den Vorſchriften der Nr. 11 zu behandeln. 


Zu 8 5 Abi. 4 
8. Die Vorſchriften der Nr. 3 bis 6 gelten auch für Entſcheidungen, ob beſtimmte Arbeiten als 
Vor- und Abſchlußarbeiten im Sinne des 8 5 anzuſehen find. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 5. 1939.) 


3u 87 
9. Die Grenze, bis zu der die regelms zige tägliche Arbeitszeit verlängert werden darf, iſt in der 
Tarifordnung festzulegen. Sie darf zehn Stunden nur für Gefolgſchaftsgruppen, in deren Arbeitszeit 
regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitſchaft fällt, überſchreiten. In den vor Inkraft⸗ 
treten dieſer Verordnung erlaſſenen Tarifordnungen treten Beſtimmungen, die die andere Verteilung 
der Arbeitszeit abweichend vom $ 4 regeln, außer Kraft; es gilt die geſetzliche Regelung. 


Zu 8 8 

10. Aus dem Antrag auf Arbeitszeitverlängerung, dem möglichſt eine Durchſchrift beizufügen iſt, 
ſollen der Grund der Arbeitszeitverlängerung, die Zahl und das Geſchlecht der in Betracht kom⸗ 
menden erwachſenen Gefolgſchaftsmitglieder, die Art der Beſchäftigung, die Dauer der Ausnahme und 
die Dauer und Lage der täglichen Arbeitszeit und der Ruhepauſen hervorgehen. 

11. Die Ausnahmen ſind zu befriſten. Sie ſind gegebenenfalls durch Bedingungen einzuſchränken, 
die mit dem Zweck der Verordnung, insbeſondere mit dem Schutz der Gefolgſchaftsmitglieder gegen 
Gefährdung durch die Dauer der Arbeitszeit, in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen (3. B. Beſtim⸗ 
mungen über die Lage der Arbeitszeit und der Ruhepauſen, über Bereitſtellung einer warmen Mahl⸗ 
zeit, über Gewährung zuſätzlicher Freizeit für geleiſtete Mehrarbeit und über die Befreiung ſchwangerer 
und ſchwächlicher Perſonen von der Mehrarbeit). In der Regel iſt zu beſtimmen, daß die Genehmigung 
oder ihre Abſchrift an ſichtbarer Stelle im Betriebe auszuhängen iſt. Die Rechtsgrundlage iſt in der 
Genehmigung anzugeben. Die Durchſchrift des Antrags kann in geeigneten Fällen für die Genehmi⸗ 
gung verwandt werden. Die Genehmigung iſt zu widerrufen, wenn der Betriebsführer gegen Arbeits⸗ 
ſchutzvorſchriften, insbeſondere gegen die Genehmigungsbedingungen erheblich verſtößt. 

12. Für Mehrarbeit, die auf Grund einer Genehmigung nach § 8 geleiltet wird, hat das Ge⸗ 
folgſchaftsmitglied regelmäßig einen Anſpruch auf Mehrarbeitsvergütung ($ 15 Ab. 1 Satz 1). Nach 
$ 15 Abſ. 1 Satz 3 entfällt der Anſpruch, wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem 
Umfang Arbeitsbereitſchaft fällt; die hierfür in Betracht kommenden Gefolgſchaftsgruppen ſind in der 
Genehmigung zu bezeichnen. In der Genehmigung iſt keine Regelung der Mehrarbeitsvergütung zu 
treffen; es kann jedoch auf die geſetzlichen und gegebenenfalls auf die tariflichen Beſtimmungen über 
Mehrarbeitsvergütung hingewieſen werden. 


Zu 8 10 
13. Anträge auf Zulaſſung einer abweichenden Regelung des Schichtwechſels ſind nach den Vor⸗ 
ſchriften der Nr. 11 zu behandeln. 


Zu 8 12 Abſ. 1 
14. Die ununterbrochene Ruhezeit darf, abgeſehen von den im § 12 Abſ. 1 Satz 2 genannten 
Betrieben, auch in Bäckereien und Konditoreien für die der Arbeitszeitordnung unterliegenden Ge⸗ 
folgſchaftsmitglieder auf zehn Stunden verkürzt werden. 
15. Anträge auf Verkürzung der arbeitsfreien Zeiten ſollen die entſprechenden Angaben der Nr. 10 
enthalten; ſie ſind nach den Vorſchriften der Nr. 11 zu behandeln. 


Zu 8 12 Abſ. 2 

16. Bei Arbeiten, die einen ununterbrochenen Fortgang erfordern, findet die in 8 12 Abſ. 2 Satz 3 
zugelaſſene Ausnahme von der allgemeinen Pauſenregelung keine Anwendung, wenn die Arbeiten nur 
in zwei Schichten ausgeführt werden. 

17. Bei einer abweichenden Feſtſetzung der Ruhepauſen ſind u. a. die Art der Arbeit, die Be⸗ 
ſchaffenheit der Arbeitsräume, das Vorhandenſein von Aufenthaltsräumen und das Geſchlecht der 
Gefolgſchaftsmitglieder zu berückſichtigen. Eine Verkürzung der Ruhepauſen iſt nur zuzulaſſen, wenn die 
Geſamtdauer der Ruhepauſen dieſelbe bleibt oder die notwendige Erholung anderweitig ſichergeſtellt iſt. 
Eine Verlängerung der Ruhepauſen kommt für Gefolgſchaftsmitglieder in Betracht, die durch die Be⸗ 
ſchäftigung in erheblichem Maße beanſprucht oder der Einwirkung giftiger Stoffe ausgeſetzt ſind. 
Bei Fließ⸗ und Bandarbeit oder anderen mit beſonderen Beanſpruchungen verbundenen Arbeitsver⸗ 
fahren können zuſätzlich auch häufigere Arbeitsunterbrechungen (Kurzpauſen) angeordnet werden, die 
als Arbeitszeit gelten. a 

18. Die Zulaſſung von Ausnahmen, z. B. eine Verkürzung der Ruhepauſen, ſetzt einen Antrag 
entſprechend der Vorſchrift der Nr. 10 voraus; der Antrag iſt nach den Vorſchriften der Nr. 11 zu 
behandeln. Eine Verlängerung der Ruhepauſen kann auch von Amts wegen angeordnet werden. Die 
Verfügung iſt im Bedarfsfall im Staatsanzeiger — Teil I — zu veröffentlichen. 
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Zu 8 15 Abſ. 1 
19. Den Lehrlingen, die nach $ 15 Abſ. 1 keinen Anſpruch auf eine Mehrarbeitsvergütung haben, 
ſind im Sinne dieſer Vorſchrift die in einem anerkannten Anlernverhältnis beſchäftigten Gefolgſchafts⸗ 
mitglieder gleichgeſtellt. Der Anſpruch auf Mehrarbeitsvergütung entfällt jedoch nur, wenn die Lehr⸗ 
linge und die in einem anerkannten Anlernverhältnis beſchäftigten Gefolgſchaftsmitglieder eine Er⸗ 
ziehungsbeihilfe erhalten. 
Zu 8 16 


20. In Hochofen⸗ und Stahlwerken, Metallhütten und Walz, Preß⸗ und Hammerwerken für 
Eiſen, Stahl und andere Metalle, in denen dieſe Stoffe nicht kalt verarbeitet werden, dürfen weibliche 
Gefolgſchaftsmitglieder nicht mit den eigentlichen Betriebsarbeiten beſchäfligt werden. Sie dürfen ferner 
über das Verbot des § 16 Abſ. 2 hinaus bei Bauten aller Art auch nicht mit den eigentlichen Be⸗ 
triebsarbeiten beſchäftigt werden. 

Zu 8 19 Abſ. 2 

21. Die Anzeige über die Verlegung der Schichten in die Zeit von fünf bis zweiundzwanzig Uhr 
iſt beim Gewerbeaufſichtsamt ſchriftlich zu erſtatten. Aus der Anzeige müſſen die Zahl der in jeder 
Schicht beſchäftigten männlichen und weiblichen Gefolgſchaftsmitglieder, die Art der Tätigkeit, die Dauer 
und Lage jeder Schicht und der in jeder Schicht gewährten Pauſen ſowie der Grund der Schichtver⸗ 
legung hervorgehen. 

22. Der Antrag auf Zulaſſung der Schichtverlegung in die Zeit von ſieben bis vierundzwanzig 
Uhr ſoll die gleichen Angaben enthalten wie die Anzeige nach Nr. 21. Er iſt nach den Vorſchriften 
der Nr. 11 zu behandeln. 

Zu 8 20 Abſ. 2 

23. Ausnahmen von den Vorſchriften des § 17 über Höchſtarbeitszeit und des § 19 über Nacht⸗ 
ruhe und Frühſchluß vor Sonn⸗ und Feiertagen können für beſtimmte Gefolgſchaftsgruppen, für eine 
Betriebsabteilung oder für den ganzen Betrieb nur auf die Dauer von zwei Wochen und für nicht 
mehr als vierzig Tage innerhalb eines Kalenderjahres zugelaſſen werden. Falls einem Unternehmer 
nacheinander Genehmigungen für beſtimmte Gefolgſchaftsgruppen, eine Betriebsabteilung oder den 
ganzen Betrieb erteilt werden, darf das einzelne Gefolgſchaftsmitglied höchſtens an vierzig Tagen im 
Kalenderjahr abweichend von den Vorſchriften der 88 17 und 19 beſchäftigt werden. 

24. Anträge auf Zulaſſung der in Nr. 23 genannten Ausnahmen ſollen die entſprechenden An⸗ 
gaben der Nr. 10 enthalten; ſie ſind nach den Vorſchriften der Nr. 11 zu behandeln. 


Zu 8 20 Abſ. 3 
25. Für eine abweichende Regelung der Ruhepauſen der Frauen gelten die Vorſchriften der 
Nr. 17 und 18 entſprechend. 
Zu 8.20 Abſ. 4 
26. Bei Erteilung von Genehmigungen für Betriebe, in denen die Arbeiter in außergewöhnlichem, 
Grade der Einwirkung von Hitze ausgeſetzt ſind, finden die Vorſchriften der Nr. 10 und 11 über den 
Inhalt und die Behandlung von Anträgen entſprechende Anwendung. 


Zu 8 21 
27. Die Anzeige von Notfällen iſt unverzüglich mündlich (fernmündlich) oder ſchriftlich zu erſtatten. 
In der Anzeige ſind die Umſtände, die eine Ausnahme nach § 21 begründen, der Umfang der Aus⸗ 
nahme und ihre vorausſichtliche Dauer anzugeben. Bei Arbeiten von längerer Dauer kann eine ab- 
weichende Regelung der Arbeitszeit nicht auf $ 21 geſtützt werden. Das Gewerbeaufſichtsamt hat 
nach Möglichkeit nachzuprüfen, ob ein Notfall vorliegt. 


Zu 8 24 Abſ. 1 Nr. 1 
28. Statt der Auslage kann ein Aushang der Arbeitszeitordnung erfolgen. Auf dem Aushang 
müſſen mindeſtens die Vorſchriften der 88 1 bis 27 leicht lesbar abgedruckt ſein. 


Zu $ 24 Abſ. 1 Nr. 2 

29. Die Vorſchrift, daß ein Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeits⸗ 
zeit und der Ruhepauſen an ſichtbarer Stelle anzubringen it, gilt entſprechend für Jugendliche (Jugend⸗ 
ſchutzgeſetz $ 23 Abſ. 1 Nr. 3). Die Angaben für Erwachſene und Jugendliche können auf einem Aushang 
vereinigt werden. Falls die Arbeitszeit in einzelnen Betriebesabteilungen verſchieden geregelt iſt, iſt 
für jede Betriebsabteilung ein Aushang erforderlich. Weicht die regelmäßige Arbeitszeit einzelner 
Gefolgſchaftsmitglieder von der allgemeinen Arbeitszeit ab, ſo ſind die abweichenden Arbeitszeiten auf 
dem Aushang kenntlich zu machen. Das Gewerbeaufſichtsamt kann nähere Beſtimmungen treffen, 
u. a. auch Vereinfachungen zulaſſen. 
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Zu 8 24 Abſ. 1 Nr. 3 

30. Als Nachweis für die andere Verteilung der Arbeitszeit dient der Aushang (Nr. 29), wenn 
ſich dieſelbe ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit innerhalb des Ausgleichszeitraums längere Zeit 
hindurch wiederholt. Auf dem Aushang müſſen Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Ruhepauſen 
für jeden Tag des Ausgleichszeitraums angegeben ſein. 

31. Weicht die tägliche Arbeitszeit in Ausnahmefällen von der durch Aushang (Nr. 29) bekannt⸗ 
gemachten regelmäßigen Arbeitszeit ab, ſo iſt in Ergänzung des Aushangs Tag und Umfang der 
Abweichung in einem Verzeichnis oder einer Kartei ſpäteſtens am folgenden Werktag feſtzulegen. Aus 
den Eintragungen muß zu erkennen ſein, daß die Geſamtdauer der Arbeitszeit des einzelnen Gefolg⸗ 
ſchaftsmitgliedes innerhalb des Ausgleichszeitraums die geſetzliche Grenze nicht überſchreitet. Die Ein⸗ 
tragungen können auch in den Lohnliſten oder der Lohnkartei gemacht werden. 

32. Andern ſich die täglichen Arbeitszeiten häufig, ſo iſt ſtatt des Aushangs (Nr. 29) ein Verzeichnis 
oder eine Kartei zu führen, in die Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und ihre Dauer für das 
einzelne Gefolgſchaftsmitglied, gegebenenfalls zuſammengefaßt für den Betrieb, die Betriebsabteilung 
oder beſtimmte Gefolgſchaftsgruppen, ſpäteſtens am folgenden Werktag einzutragen ſind. Als aus⸗ 
reichender Nachweis ſind auch Stempeluhrkarten anzuſehen. Die Eintragungen können auch in den 
Lohnliſten oder der Lohnkartei gemacht werden. 

33. Der Nachweis über Vor- und Abſchlußarbeiten muß ſich auf die Dauer dieſer Arbeiten und die 
beteiligten Gefolgſchaftsmitglieder erſtrecken. Es genügen entſprechende Angaben auf dem Aushang 
über die tägliche Arbeitszeit (Nr. 29 und 30) oder in dem Verzeichnis, der Kartei oder dem ſonſtigen 
Nachweis über die andere Verteilung der Arbeitszeit (Nr. 31 und 32). 

34. Der Nachweis über die Arbeitszeitverlängerung an dreißig Tagen im Jahr muß ſich auf das 
Datum der Tage, die Dauer der Arbeitszeit an dieſen Tagen und die an der Mehrarbeit beteiligten 
Betriebsabteilungen erſtrecken. Die Angaben ſind in einem Verzeichnis oder einer Kartei feſtzulegen. 

35. Die in außergewöhnlichen Fällen feſtgeſetzten Arbeitszeiten, die Art der Arbeiten und die 
beteiligten Gefolgſchaftsmitglieder ſind unverzüglich ſchriftlich feſtzulegen. 

36. Der Senat kann für einzelne Arten von Betrieben oder Arbeiten eine einheitliche Form der 
Nachweiſe vorſchreiben. Die Anordnungen des Senats werden im Staatsanzeiger — Teil I — bekannt⸗ 
gemacht. Soweit derartige Beſtimmungen nicht erlaſſen ſind, kann das Gewerbeauſſichtsamt eine ent⸗ 
ſprechende Anordnung treffen; es kann auch Abweichendes beſtimmen. 


Zu 8 24 Abſ. 2 

37. Unternehmer und Gefolgſchaftsmitglieder find verpflichtet, dem Gewerbeaufſichtsamt die zur 
Erfüllung feiner Aufgaben erforderlichen Angaben zu machen. Zu den Nachweiſen, die dem Gewerbe- 
aufſichtsamt auf Verlangen vorzulegen oder zur Einſicht einzuſenden ſind, gehören ſämtliche in Nr. 29 
bis 35 genannten Aushänge, Verzeichniſſe und Karteien, insbeſondere auch Stempeluhrkarten, Lohn⸗ 
und Gehaltsliſten ſowie ſonſtige Unterlagen, aus denen Zahl und Zuſammenſetzung der Gefolgſchaft 
und Art und Dauer der Beſchäftigung jedes Gefolgſchaftsmitglieds erſichtlich ſind. Die Nachweiſe find 
mindeſtens ein Jahr nach der letzten Eintragung aufzubewahren. 


Zu 8 25 Abi. 3 

38. Zur Erzwingung der nach $ 9 Abi. 2 oder $ 16 Abſ. 3 angeordneten Maßnahmen iſt in der 
Regel zunächſt das Strafverfahren auf Grund des $ 25 Abſ. 1 und 2 durchzuführen. Von der Befugnis 
des § 25 Abſ. 3 iſt erſt dann Gebrauch zu machen, wenn auch nach rechtskräftiger Beſtrafung ein den 
Beſtimmungen entſprechender Zuſtand nicht hergeſtellt wird; nur wenn die Nichtausführung der an⸗ 
geordneten Maßnahmen eine unmittelbare und erhebliche Gefahr für die Geſundheit und Sittlichkeit 
der Gefolgſchaftsmitglieder zur Folge hat, iſt die Einſtellung des Betriebes ſchon vor Erledigung des 
Strafverfahrens anzuordnen. Zwei Abſchriften der Verfügung ſind dem Senat auf dem Dienſtwege 
vorzulegen. 

39. Die Einſtellung des Betriebes darf nur angeordnet werden, ſoweit der Betrieb von den 
auf Grund des § 9 Abſ. 2 oder des § 16 Abſ. 3 erlaſſenen Beſtimmungen betroffen wird. Die An⸗ 
ordnung iſt unverzüglich aufzuheben, wenn Maßnahmen getroffen werden, durch die eine Fortſetzung der 
Beſchäftigung ohne erhebliche Nachteile oder Gefahren für die Gefolgſchaftsmitglieder möglich iſt. 


Zu 8 27 Abſ. 1 
40. Die Ortsvoltzeibeborden haben dem Gewerbeaufſichtsamt bei der Durchführung der Arbeits⸗ 
zeitordnung Amtshilfe zu leiſten. 
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Anhörung der berufsitändigen Organiſationen 
41. Das Gewerbeauflihtsamt und der Senat kann vor Erteilung von Beſcheiden, die auf Grund 
der Arbeitszeitordnung und dieſer Verordnung ergehen und von allgemeiner oder grundſätzlicher Be- 
deutung ſind, die berufsſtändigen Organiſationen anhören. 


Sonſtiges 

42. Die Vorſchriften der 88 12 und 18 über arbeitsfreie Zeiten und Ruhepauſen und des 8 19 
über Nachtruhe gelten auch für die nach anderen geſetzlichen Vorſchriften zuläſſige Beſchäftigung von 
Gefolgſchaftsmitgliedern an Sonn⸗ und Feiertagen, ſoweit in dieſen Vorſchriften keine abweichende 
Regelung getroffen iſt. 

43. Das Gewerbeaufſichtsamt kann in einem Beſcheid gleichzeitig mehrere Genehmigungen nach 
dieſer Verordnung und der Ausführungsverordnung zum Jugendſchutzgeſetz vom 13. April 1939 (G. Bl. 
S. 226) erteilen. 

44. Das Gewerbeaufſichtsamt hat über die Entſcheidungen nach Nr. 3 und 8 und über die 
Genehmigungen nach Nr. 11, 13, 15, 18, 22, 24, 25, 26, 48 und 53 Verzeichniſſe zu führen. Dieſe 
Verzeichniſſe und die Verzeichniſſe, die von dem Gewerbeaufſichtsamt nach der Ausführungsverordnung 
zum Jugendſchutzgeſetz vom 13. April 1939 (G. Bl. S. 226) zu führen ſind, können zur Vereinfachung 
und beſſeren Überſicht zu Liſten zuſammengefaßt werden. Der Senat kann eine einheitliche Form der 
Verzeichniſſe oder Liſten vorſchreiben. 

45. Genehmigungen, die auf Grund der bisherigen Arbeitszeitbeſtimmungen für die Beſchäftigung 
von Gefolgſchaftsmitgliedern über 18 Jahre erteilt ſind, bleiben bis zum Ablauf der in ihnen feſt⸗ 
geſetzten Friſt, ſpäteſtens bis zum 31. Juni 1939 in Kraft. 


Abſchnitt II 
Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften 


46. In Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften und im übrigen Beherbergungsweſen iſt den Gefolgſchafts⸗ 
mitgliedern in jeder Woche einmal eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens vierundzwanzig 
Stunden im Anſchluß an eine Nachtruhe zu gewähren. Mindeſtens in jeder vierten Woche ſoll die 
Ruhezeit auf einen Sonntag fallen. 

47. In Bade⸗ und Ausflugsorten kann während der Saiſon in jeder zweiten und dritten Woche an 
Stelle des ganzen Ruhetags ein halber Ruhetag gewährt werden. Als halber Ruhetag gilt eine Frei⸗ 
zeit am Vormittag bis vierzehn Uhr oder am Nachmittag von vierzehn Uhr ab. Welche Orte als 
Bade- und Ausflugsorte gelten ſowie die Zeit der Saiſon beſtimmt der Senat. 

48. Das Gewerbeaufſichtsamt kann aus wichtigen Gründen eine von Nr. 46 und 47 abweichende 
Regelung der Ruhezeiten zulaſſen. 

49. Das Datum der ganzen und halben Ruhetage und die beteiligten Gefolgſchaftsmitglieder ſind 
ſpäteſtens am folgenden Werktag in ein Verzeichnis oder eine Kartei einzutragen. Wenn die Regelung 
der Ruhezeiten längere Zeit dieſelbe iſt, kann an Stelle des Verzeichniſſes ein Aushang mit den 
entſprechenden Angaben treten. Die Beſtimmungen der Nr. 36 über eine einheitliche Form des 
Nachweiſes finden Anwendung. 


Abſchnitt III 


Kraftfahrer und Beifahrer 

50. Die Arbeitszeit der Kraftfahrer und Beifahrer darf die in der Arbeitszeitordnung feſt⸗ 
geſetzten Grenzen (§8 3 bis 11 und 8 17) nicht überſchreiten. Arbeitszeit iſt die Zeit vom Beginn bis 
zum Ende der Arbeit ohne die Ruhepauſen ($ 2 Abſ. 1); fie umfaßt den reinen Dienſt am Steuer, 
Vor⸗ und Abſchlußarbeiten, ſonſtige Hilfsarbeiten und Arbeitsbereitſchaft. Der reine Dienſt am Steuer 
darf nicht über acht Stunden in der Schicht ausgedehnt werden. Die Arbeitszeit einſchließlich der Ruhe⸗ 
pauſen (Arbeitsſchicht) darf höchſtens 12 Stunden betragen. 

51. Die Fahrzeit iſt durch Ruhepauſen von ſolcher Dauer zu unterbrechen, daß eine ausreichende 
Erholung gewährleiſtet iſt. Als Ruhepauſen gelten nur Arbeitsunterbrechungen von mindeſtens einer 
Viertelſtunde. Der Dienſt am Steuer darf ohne Unterbrechung höchſtens viereinhalb Stunden aus- 
geübt werden. Nach einem ununterbrochenen viereinhalbſtündigen Dienſt am Steuer iſt für das Ge- 
folgſchaftsmitglied eine Ruhepauſe von mindeſtens einer halben Stunde einzulegen. 

52. Die ununterbrochene Ruhezeit zwiſchen zwei Schichten muß mindeſtens elf Stunden betragen; 
im Verkehrsweſen darf die ununterbrochene Ruhezeit auf zehn Stunden verkürzt werden ($ 12 Abſ. 1). 
Innerhalb zweier Wochen müſſen zwei ununterbrochene Ruhezeiten von mindeſtens ſechsunddreißig und 
vierundzwanzig Stunden liegen. 
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53. Durch Tarifordnung oder Dienſtordnung kann für Kraftfahrer und Beifahrer eine von Nr. 50 
bis 52 abweichende Regelung der Dauer des Dienſtes am Steuer, der Arbeitsſchicht, der Ruhepauſen 
und der Ruhezeiten zugelaſſen werden. In beſonderen Fällen kann das Gewerbeaufſichtsamt beim 
Nachweis eines dringenden Bedürfniſſes eine abweichende Regelung genehmigen. 

54. Über die Arbeitszeit der Kraftfahrer und Beifahrer ſind Fahrtenbücher zu führen, aus denen 
die Dauer folgender Zeitgruppen hervorgehen muß: Arbeitsſchicht, Vor-, Abſchluß⸗ und ſonſtige Hilfs⸗ 
arbeiten, reiner Dienſt am Steuer, Arbeitsbereitſchaft ſowie Ruhepauſen. Die Eintragungen ſind 
von dem Kraftfahrer und Beifahrer bei Beginn und am Ende jeder Zeitgruppe vorzunehmen. Die 
Fahrtenbücher ſind während der Fahrt mitzuführen und dem zuſtändigen Beamten auf Verlangen 
auszuhändigen. Die Vorſchriften der Nr. 36 über eine einheitliche Form des Nachweiſes finden An⸗ 
wendung. 

Abſchnitt IV 


Inkrafttreten 
55. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Ver⸗ 
ordnung betreffend die Beſchäftigung von Gefolgſchaftsmitgliedern in Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften 
vom 25. Mai 1936 (G. Bl. S. 215/16. Dezember 1937 (G. Bl. S. 659) außer Kraft. 
Danzig, den 13. April 1939. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


5 52 06 Greiſer Huth 
79 Ausführungs verordnung 
zur Verordnung über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen 
Jugendſchutzgeſetz). 


Vom 13. April 1939. 


Auf Grund der Verordnung über Kinderarbeit und über die Arbeitszeit der Jugendlichen (Jugend⸗ 
ſchutzgeſetz)z vom 5. Oktober 1938 (G. Bl. S. 493) § 20 Abſ. 1 und $ 27 wird nach Anhörung des 
Staatsjugendführers verordnet: 

1. Die Aufgaben des Senats für die Durchführung des Jugendſchutzgeſetzes werden von der 
Senatsabteilung Wirtſchaft, Sachgebiet Arbeitswirtſchaft (W. 5) wahrgenommen. 


Zu 8 2 Abf. 1 
2. Für Jugendliche in der Binnenſchiffahrt und Flößerei gilt, vorbehaltlich einer beſonderen geſetz⸗ 
lichen Regelung, die Arbeitszeitordnung vom 8. Februar 1939 (G. Bl. S. 47). Kinder dürfen in der 
Binnenſchiffahrt und Flößerei nicht beſchäftigt werden. 


Zu 8 2 Abſ. 3 
3. Die Anordnung, die eine Befolgung von Vorſchriften des Jugendſchutzgeſetzes für einen ein⸗ 
zelnen Familienbetrieb zwingend feſtſetzt, iſt durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen 
öffentlichen Beamten zuzuſtellen. Die Anordnung iſt mit Gründen zu verſehen und zu befriſten. 
Handelt es ſich um einen Betrieb, der unter das Geſetz über die Hausarbeit vom 20. Dezember 1911 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 976) fällt, ſo iſt die Anordnung von dem Gewerbeaufſichtsamt nach Anhö⸗ 
rung des Landestreuhänders der Arbeit zu erlaſſen. 


Zu $ 2 Abſ. 4 
4. Die vom Gewerbeaufſichtsamt für den einzelnen Betrieb getroffene Entſcheidung über die 
Geltung des Geſetzes iſt dem Unternehmer durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen 
öffentlichen Beamten zuzuſtellen. Sie iſt mit Gründen zu verſehen. Drei Abſchriften des Beſcheides 
ſowie gegebenenfalls einer Beſchwerdeentſcheidung (S 25) ſind dem Senat auf dem Dienſtwege vor⸗ 
zulegen. 
Zu 8 5 Abſ. 1 
5. Arbeitskarten ſind für eigene und fremde Kinder erforderlich. Ausgenommen ſind Kinder über 
zwölf Jahre, die nur gelegentlich mit den im 8 5 Abſ. 2 zugelaſſenen Arbeiten beſchäftigt werden. Ar⸗ 
beitskarten ſind ferner nicht erforderlich, wenn Kinder nur gelegentlich bei Muſikaufführungen, Theater⸗ 
vorſtellungen, anderen Schauſtellungen oder Darbietungen und Filmaufnahmen mitwirken; nach 8 5 
Abſ. 4 iſt jedoch in dieſen Fällen eine Genehmigung des Gewerbeaufſichtsamts einzuholen (ſiehe Nr. 20 
bis 28). Eine nur gelegentliche Beſchäftigung liegt nicht vor, wenn die Beſchäftigung in gewiſſer 
Folge regelmäßig wiederkehrt. 
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6. Der Antrag auf Austellung einer Arbeitskarte ift von dem geſetzlichen Vertreter des Kindes, 
von dem Unternehmer, der das Kind beſchäftigen will, oder von einem anderen Beteiligten bei der 
Ortspolizeibehörde zu ſtellen, in deren Bezirk das Kind ſeinen dauernden Aufenthalt hat. Wird der 
Antrag nicht von dem geſetzlichen Vertreter des Kindes geſtellt, ſo iſt ſeine ſchriftliche Zuſtimmung beizu⸗ 
bringen. Der Antrag kann ſchriftlich oder mündlich geſtellt werden. In ihm müſſen Vor⸗ und Zu⸗ 
namen, Wohnort und Geburtsdaten (Tag, Monat, Jahr und Ort) des Kindes ſowie Stelle, Art 
und Dauer der Beſchäftigung angegeben ſein. 

7. Die Ortspolizeibehörde hat über den Antrag einen Vordruck (Muſter 1) auszufüllen. Der 
ausgefüllte Vordruck mit etwaigen Anlagen iſt über die Schulbehörde und das Jugendamt — bei 
Kindern, die die Schule noch nicht beſuchen, nur über das Jugendamt — an das für den Beſchäfti⸗ 
gungsort zuſtändige Gewerbeaufſichtsamt zu ſenden, ſoweit nicht die unmittelbare Weitergabe an das 
Gewerbeaufſichtsamt nach Nr. 8 in Betracht kommt. Der Antrag iſt als ſchleunige Angelegenheit zu 
behandeln. Das Jugendamt hat insbeſondere zu der Frage Stellung zu nehmen, ob der Geſund⸗ 
heitszuſtand des Kindes die beabſichtigte Beſchäftigung zuläßt. Die Stellung des Jugendamts zu 
dem Antrag hat bei Kindern, die der Staatsjugend angehören, im Benehmen mit der zuſtändigen 
Dienſtſtelle des Staatsjugendführers zu erfolgen; aus der Außerung des Jugendamts muß die Stel- 
lung dieſer Dienſtſtelle hervorgehen. 

8. Die Ortspolizeibehörde kann den Antrag auf Ausſtellung einer Arbeitskarte unmittelbar an 
das Gewerbeaufſichtsamt ſenden, wenn gegen die Beſchäftigung des Kindes keine Bedenken beſtehen 
und die beſchleunigte Ausſtellung dringend geboten erſcheint; eine Zweitausfertigung des Antrags 
(Durchſchrift des Muſters 1) iſt nach den Beſtimm ungen der Nr. 7 über die Schulbehörde und das 
Jugendamt an das Gewerbeaufſichtsamt zu ſenden. Hat auch das Gewerbeaufſichtsamt keine Bedenken, 
ſo ſtellt es ſofort nach Eingang der Erſtausfertigung des Antrags eine Arbeitskarte mit einem ent⸗ 
ſprechenden Vorbehalt aus. Der Antrag kann ſtatt bei der Ortspolizeibehörde auch beim Gewerbe⸗ 
aufſichtsamt eingereicht werden, wenn die Sachlage eine ſofortige Entſcheidung verlangt. Die Ar⸗ 
beitskarte iſt auch in dieſem Fall mit entſprechen dem Vorbehalt auszuſtellen. Die Stellung der 
Schulbehörde und des Jugendamts iſt nachträglich anzufordern. 

9. Das Gewerbeaufſichtsamt entſcheidet über den Antrag. Die Arbeitskarte (Muſter 2) darf nur 

„ausgeſtellt werden, wenn der ſeeliſche und körperliche Zuſtand des Kindes ſowie die Art der Be- 

ſchäftigung keine Schädigung der Erziehung oder Geſundheit oder keine ſonſtigen Nachteile erwarten 
28 laſſen. Der Antrag kann u. a. abgelehnt werden, wenn das Kind einen unverhältnismäßig weiten 
Weg zur Arbeitsſtätte zurückzulegen hat oder wenn ſonſtige in der Perſon des Unternehmers oder 

der Art der Beſchäftigung liegende Gründe die Ausſtellung der Arbeitskarte nicht angezeigt erſcheinen 
laſſen. In der Regel iſt für das Kind nur eine Arbeitskarte auszuſtellen. Falls für das Kind aus⸗ 
nahmsweiſe mehrere Arbeitskarten ausgeſtellt werden, iſt die Beſchäftigungsdauer auf jeder Arbeits⸗ 

karte ſo zu begrenzen, daß die Geſamtdauer der Arbeitszeit den geſetzlichen Vorſchriften entſpricht. Das 

„Gewerbeaufſichtsamt hat die Arbeitskarte in ein Verzeichnis (Muſter 3) einzutragen, deſſen laufende 
Nummer auf der Arbeitskarte anzugeben ift. Die Arbeitskarte iſt dem Antragſteller zuzuſtellen. 

10. Das Gewerbeaufſichtsamt hat die Ortspolizeibehörde und das Jugendamt, außerdem bei 

+ Kindern, die die Schule beſuchen, die Schulbehörde und bei Kindern, die der Staatsjugend angehören, 
die zuſtändige Dienſtſtelle des Staatsjugendführers von der Ausſtellung der Arbeitskarte zu benach⸗ 
richtigen. 

11. Die Beſchäftigung des Kindes iſt nur zuläſſig, wenn derjenige, der das Kind beſchäftigt 
(Unternehmer), im Beſitz der Arbeitskarte iſt. Der Unternehmer hat die Arbeitskarte aufzubewahren, 
auf amtliches Verlangen vorzuzeigen und nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes dem geſetzlichen 
Vertreter des Kindes auszuhändigen. 

12. Das Kind darf nur von dem Unternehmer beſchäftigt werden, deſſen Namen auf der Arbeits⸗ 
karte eingetragen iſt. Die Beſchäftigung iſt nur mit den auf der Arbeitskarte verzeichneten Arbeiten 
zuläſſig; ſie darf die auf der Arbeitskarte angegebene Dauer der Arbeitszeit nicht überſchreiten. 

13. Soll das Kind in einem anderen Arbeitsverhältnis beſchäftigt werden, ſo iſt bei der Orts⸗ 
polizeibehörde (wenn die Sachlage eine ſofortige Entſcheidung verlangt, bei dem Gewerbeaufſichtsamt) 
ein Antrag auf Ergänzung der Arbeitskarte zu ſtellen. Die Ortspolizeibehörde hat einen Vordruck 

/(Mufter 4) auszufüllen und unmittelbar an das Gewerbeaufſichtsamt zu ſenden. Das Gewerbeauflihts- 
amt hat die Stellung des Jugendamts und der zuſtändigen Dienſtſtelle des Staatsjugendführers her⸗ 
beizuführen, wenn die neue Beſchäftigung erhebliche Veränderungen im Leben des Kindes mit ſich 
bringen kann. Ergeben ſich keine Bedenken, ſo ſind der Name des Unternehmers ſowie Art und Dauer 
der Beſchäftigung auf der Arbeitskarte, die dem Gewerbeaufſichtsamt zu dieſem Zweck vorzulegen iſt, 
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zu vermerken. Das Verzeichnis (Nr. 9) iſt zu berichtigen. Die Vorſchrift der Nr. 10 über die Be⸗ 
nachrichtigung der beteiligten Stellen gilt entſprechend. 

14. Will der Unternehmer das Kind mit anderen als den auf der Arbeitskarte angegebenen 
Arbeiten oder über die feſtgeſetzte Dauer der Arbeitszeit hinaus beſchäftigen, jo iſt die Arbeitskarte 
dem Gewerbeaufſichtsamt zur Ergänzung einzureichen. Der Antrag iſt den Vorſchriften der Nr. 13 
Satz 4 bis 6 entſprechend zu behandeln. 

15. Die Ausſtellung der Arbeitskarte erfolgt koſten⸗ und ſtempelfrei. Der Verluſt einer Arbeits⸗ 
karte iſt dem Gewerbeaufſichtsamt unverzüglich anzuzeigen, das eine Zweitſchrift ausfertigt. Für die 
Zweitausfertigung können Gebühren erhoben werden. 

16. Die Arbeitskarte iſt von dem Gewerbeaufſichtsamt als ungültig zu erklären, wenn Schädi⸗ 
gungen der Erziehung oder Geſundheit des Kindes feſtgeſtellt werden oder wenn das Kind durch die 
Beſchäftigung nachweislich Gefahren oder ſonſtigen Nachteilen ausgeſetzt iſt. Die Entziehung der Ar⸗ 
beitskarte kann von Amts wegen oder auf Antrag erfolgen. Die Verfügung iſt dem Unternehmer und 
dem geſetzlichen Vertreter des Kindes durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen öffent⸗ 
lichen Beamten zuzuſtellen. Die als ungültig erklärte Arbeitskarte iſt dem Gewerbeaufſichtsamt auszu⸗ 
händigen. Die Entziehung iſt in dem Verzeichnis (Nr. 9) zu vermerken. Die Vorſchrift der Nr. 10 
über die Benachrichtigung der beteiligten Stellen gilt entſprechend. 

17. Für Bezirke, in denen Kinder vielfach zur Mithilfe in der Heſmarbeit herangezogen werden, 
kann der Senat nach Anhörung des Beauftragten des Staatsjugendführers im Einvernehmen mit dem 
Landestreuhänder der Arbeit die Ausſtellung der Arbeitskarten abweichend von den Vorſchriften der 
Nr. 6 bis 16 regeln. 

Zu $ 5 Abſ. 2 
138. Die Beſchäftigung volksſchulpflichtiger Kinder in den im anliegenden Verzeichnis (Anlage) 
0 genannten Werkſtätten und mit den dort aufgeführten Arbeiten wird nach 8 5 Abſ. 2 Satz 2 als un⸗ 
S geeignet bezeichnet und iſt daher auch in Familienbetrieben verboten. 

19. Das Gewerbeaufſichtsamt kann Arbeiten, mit denen Kinder in Familienbetrieben beſchäftigt 

werden, im Einzelfall als ungeeignet bezeichnen. Die Vorſchriften der Nr. 53 gelten entſprechend. 


Zu $ 5 Abſ. 4 

20. Der Antrag auf Zulaſſung der Kinderbeſchäftigung bei Muſikaufführungen, Theatervorſtel⸗ 

lungen uſw. nach § 5 Abi. 4 iſt von dem Unternehmer bei der für den Beſchäftigungsort zuſtändigen 
Ortspolizeibehörde einzureichen. Der Antrag kann ſtatt bei der Ortspolizeibehörde beim Gewerbeauf⸗ 
ſichtsamt eingereicht werden, wenn die Sachlage eine ſofortige Entſcheidung verlangt. In dem Antrag 
ſind die Darbietung, bei der die Kinder beſchäftigt werden ſollen, Namen, Alter und Wohnort der 
Kinder ſowie die Art, Tageszeit und Dauer der Beſchäftigung leinſchließlich der Proben) anzugeben. 
Ferner ſind dem Antrag Zuſtimmungserklärungen der Erziehungsberechtigten beizufügen, wenn für die 
Kinder keine Arbeitskarten erforderlich find (Nr. 5 Satz 3). Auf Anfordern iſt das Text⸗ oder Dreh⸗ 
buch der Darbietung einzuſenden. Bei Verwendung von Kindern unter drei Jahren iſt der Nachweis 
zu erbringen, daß beſondere Vorkehrungen zum Schutze der Geſundheit und zur ſachkundigen Pflege und 
Beaufſichtigung der Kinder getroffen ſind. 
2211. Für die bei der Darbietung nicht nur gelegentlich beſchäftigten Kinder ſind Arbeitskarten zu 
beantragen (Nr. 6, 8 oder 13). Für die Zulaſſung der Kinderbeſchäftigung nach 8 5 Abſ. 4 und für die 
Ausſtellung der Arbeitskarten genügt ein Antrag, wenn für den Beſchäftigungsort und den Wohnort 
der Kinder dieſelbe Ortspolizeibehörde zuſtändig iſt. 

22. Die Ortspolizeibehörde hat zu ermitteln, ob Bedenken gegen die Perſon des Antragſtellers 
(3.8. wegen Vergehens gegen Arbeitsſchutzvorſchriften) vorliegen. Sie hat ferner feſtzuſtellen, ob die 
Betriebsverhältniſſe oder die Art der Beſchäftigung geſundheitliche oder ſittliche Schädigungen des 
Kindes befürchten oder ſonſtige Nachteile erwarten laſſen. Der Antrag iſt mit einem Bericht über das 
Ergebnis der Ermittlungen an das Gewerbeaufſichtsamt weiterzuleiten, das für den Beſchäftigungsort 
zuſtändig iſt. Falls der Unternehmer gleichzeitig die Ausſtellung von Arbeitskarten beantragt (Nr. 21 
Satz 2), iſt der Antrag nach Nr. 7 über die Schulbehörde und das Jugendamt oder nach Nr. 8 
unmittelbar an das zuſtändige Gewerbeaufſichtsamt zu ſenden. 

23. Dem Antrag darf das Gewerbeaufſichtsamt nur ſtattgeben, wenn Belange der Kunſt oder 
Wiſſenſchaft die Beſchäftigung von Kindern erfordern. Dieſe Vorausſetzung iſt nur dann gegeben, wenn 
ohne Mitwirkung der Kinder der künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche Zweck der Veranſtaltung nicht 
erreicht würde. Die Abſicht, durch die Beſchäftigung von Kindern lediglich einen ſtärkeren Eindruck auf 
die Zuſchauer auszuüben, rechtfertigt die Erteilung der Genehmigung nicht. In Zweifelsfällen iſt die 
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Landeskulturkammer zu hören. Eine Genehmigung darf nicht erteilt werden, wenn die Kinder bei der 
Darbietung nicht geſtaltend mitwirken, ſondern als Pagen, Platzanweiſer od. dgl. tätig fein ſollen. 

24. An die Verwendung von Kindern unter drei Jahren ſind beſonders ſtrenge Anforderungen zu 
ſtellen. Die Genehmigung iſt nicht zu erteilen, wenn der künſtleriſche oder wiſſenſchaftliche Zweck auch 
durch Mitwirkung älterer Kinder oder durch regietechniſche Maßnahmen (Verwendung von Puppen) 
erreicht werden kann. Daß ein erhebliches wiſſenſchaftliches oder künſtleriſches Bedürfnis die Verwendung 
notwendig macht, iſt in der Regel durch Anhören der Landeskulturkammer (Nr. 23) feſtzuſtellen. 

25. Ergeben ſich keine Bedenken, ſo ſtellt das Gewerbeaufſichtsamt die Arbeitskarten nach den 
Vorſchriften der Nr. 9 oder 13 aus. Die Ausſtellung gilt als Genehmigung nach $ 5 Abſ. 4. Etwaige 
Genehmigungsbedingungen ſind dem Unternehmer durch ſchriftlichen Beſcheid mitzuteilen. Falls Arbeits⸗ 
karten nicht erforderlich ſind (Nr. 5 Satz 3), iſt dem Unternehmer eine ſchriftliche Genehmigung zu 
erteilen, in der die Kinder, die bei der Darbietung beſchäftigt werden dürfen, namentlich aufgeführt ſind. 

26. Die Genehmigung iſt gegebenenfalls von Bedingungen abhängig zu machen, die den Unfalls, 
Geſundheits- und Sittlichkeitsſchutz der Kinder betreffen. In der Regel iſt anzuordnen, daß für dauernde 
Beaufſichtigung der Kinder zu ſorgen iſt. Die Aufſichtsperſon kann auf Erſuchen des Gewerbeauſſichts⸗ 
amts vom Jugendamt benannt werden. Außerdem ſind nähere Beſtimmungen über die Dauer und Lage 
der Beſchäftigung, über die Ruhepauſen und über etwaige Sonntagsarbeit zu treffen. Das Gewerbeauf— 
ſichtsamt kann ferner beſtimmen, daß Aufführungs- und Filmaufnahmetage, die noch nicht feſtſtehen, 
und Darbietungen, die in dem Bezirk eines anderen Gewerbeaufſichtsamts ſtattfinden ſollen, ſpäteſtens 
vierundzwanzig Stunden vorher der Ortspolizeibehörde und gegebenenfalls auch dem örtlich zuſtändigen 
Gewerbeaufſichtsamt mit Angabe des Beginns und Endes der Beſchäftigung, der Namen der Kinder 
und der Art ihrer Betreuung anzuzeigen ſind. 

27. Bei Filmaufnahmen dürfen Kinder nur beſchäftigt werden, wenn ſie während ihres Aufenthalts 
an der Betriebsſtätte der Obhut einer ſtaatlich anerkannten Säuglingspflegerin, Kindergärtnerin oder 
Jugendpflegerin anvertraut find. In geeigneten Fällen kann das Gewerbeaufſichtsamt hiervon abjehen 
und die Aufſicht anderen Perſonen, z. B. den Eltern, dem Beauftragten des Staatsjugendführers, dem 
Lehrer oder dem Aufnahmeleiter übertragen. Bei der Auswahl der Aufſichtsperſonen hat das Jugend⸗ 
amt das Gewerbeaufſichtsamt auf deſſen Erſuchen zu unterstützen. Die Dauer des Aufenthalts an der 
Betriebsſtätte einſchließlich der Wartezeit iſt für Kinder unter drei Jahren auf höchſtens zwei Stunden, 
für Kinder unter ſechs Jahren auf höchſtens vier Stunden und für ältere Kinder auf höchſtens acht 
Stunden täglich zu beſchränken. Die Beleuchtungsdauer bei Aufnahmen oder Proben darf jeweils 
fünf Minuten nicht überſchreiten. Kinder unter drei Jahren dürfen nicht bei Beleuchtung mit Bogen⸗ 
lampen oder Lampen ähnlicher biologiſcher Strahlenwirkung aufgenommen werden. 

28. Die Genehmigung iſt zu widerrufen, wenn der Unternehmer gegen die Vorſchriften des Ju⸗ 
gendſchutzgeſetzes oder gegen die Genehmigungsbedingungen erheblich verſtößt. Von dem Widerruf ſind 
die in Nr. 10 genannten Stellen, ſoweit ſie beteiligt waren, zu benachrichtigen. 


§ 6 Abf. 1 

29. Kinder, die nicht mehr volksſchulpflichtig ſind, dürfen ausſchließlich der Unterrichtszeit in einer 
Berufsſchule bis zu ſechs Stunden täglich beſchäftigt werden. Einſchließlich der Unterrichtszeit darf die 
tägliche Arbeitszeit acht Stunden nicht überſchreiten. 

30. Lehrlinge, die noch nicht vierzehn Jahre alt, alſo Kinder im Sinne des Geſetzes ſind, dürfen 
auf Grund des § 6 Abſ. 1 Satz 3 nach Anzeige an das Gewerbeaufſichtsamt ebenſo wie Jugendliche 
beſchäftigt werden; dasſelbe gilt für Kinder, die in einem anerkannten Anlernverhältnis ſtehen. Die 
Anzeige it von dem Unternehmer ſchriftlich oder mündlich bei dem für den Beſchäftigungsort zu- 
ſtändigen Gewerbeaufſichtsamt zu erſtatten. Die Anzeige iſt erforderlich, wenn die Beſchäftigung ſechs 
Stunden am Tage überſchreitet. Das Gewerbeaufſichtsamt kann die Beſchäftigung in entſprechender 
Anwendung des § 20 Abſ. 2 über gefährliche Arbeiten unterſagen oder von Bedingungen abhängig 
machen. 

Zu 8 6 Abf. 2 

31. Anträge auf Zulaſſung von Kinderarbeit bei den im 8 6 Abſ. 2 bezeichneten Veranſtaltungen 

ſind den Vorſchriften der Nr. 20, 22 und 25 bis 28 entſprechend zu behandeln. 


Zu 8 7 Abf. 2 
32. Jugendliche dürfen mit Arbeiten, die ihrer Art nach einen ununterbrochenen Fortgang 
erfordern, täglich höchſtens acht Stunden und wöchentlich höchſtens ſechsundfünfzig Stunden, jedoch in 
zwei aufeinanderfolgenden Wochen nicht länger als einhundertundvier Stunden beſchäftigt werden. 


Die Höchſtgrenze von ſechsundfünfzig Stunden in der Woche darf auch dann nicht überſchritten werden, 
wenn die Arbeitszeit nach 8 9 anders verteilt wird oder Vor⸗ und Abſchlußarbeiten nach $ 10 aus⸗ 
geführt werden. 

Zu 8 9 Abſ. 1 

33. Die Entſcheidung, ob die Art des Betriebes eine ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit 
erfordert, iſt nur in Zweifelsfällen notwendig. Sie kann von Amts wegen oder auf Antrag getroffen 
werden. Der Beſcheid iſt dem Unternehmer durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen 
öffentlichen Beamten zuzuſtellen. Eine beſondere Mitteilung iſt nicht erforderlich, wenn die Entſcheidung 
öffentlich bekanntgemacht wird. 

34. Entſcheidungen von grundſätzlicher Bedeutung ſind im Staatsanzeiger — Teil I — zu ver⸗ 
öffentlichen. 

35. Das Gewerbeaufſichtsamt hat den Entwurf einer Entſcheidung von grundſätzlicher Bedeutung 
vor dem Erlaß dem Senat vorzulegen, der eine Nachprüfung vorzunehmen hat und gegebenenfalls 
weitere Feſtſtellungen veranlaſſen kann. Beſtehen keine Bedenken, jo it die Sache an das Gewerbe- 
aufſichtsamt mit dem Bemerken zurückzugeben, daß der Entſcheidung zugeſtimmt wird; anderenfalls 
iſt die Abänderung der Entſcheidung zu veranlaſſen. 

36. — fehlt —. 

Zu 8 10 Abſ. 3 

37. Die Vorſchriften der Nr. 33 bis 36 gelten auch für Entſcheidungen, ob beſtimmte Arbeiten 

als Vor⸗ und Abſchlußarbeiten im Sinne des $ 10 anzuſehen ſind. 


Zu 8 11 

38. Arbeitszeitverlängerungen, die über die für Erwachſene geltenden Grenzen hinausgehen, ſind 
für Jugendliche nicht zu genehmigen. Auf die im $ 11 für Arbeitszeitverlängerungen feſtgeſetzte Dauer 
der Arbeitszeit iſt die Unterrichtszeit in einer Berufsſchule anzurechnen; hierauf iſt in dem Genehmi⸗ 
gungsbeſcheid hinzuweiſen. 

39. Aus dem Antrag auf Arbeitszeitverlängerung, dem möglichſt eine Durchſchrift beizufügen iſt, 
ſollen der Grund der Arbeitszeitverlängerung, die Zahl, das Alter und das Geſchlecht der in Betracht 
kommenden Jugendlichen, die Art der Beſchäftigung, die Dauer der Ausnahme und die Dauer und 
Lage der täglichen Arbeitszeit und der Ruhepauſen hervorgehen. 

40. Die Ausnahmen ſind zu befriſten. Sie ſind gegebenenfalls durch Bedingungen einzuſchränken, 
die mit dem Zweck des Geſetzes, insbeſondere mit dem Schutz der Jugendlichen gegen Gefährdung durch 
die Dauer der Arbeitszeit, in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen (z. B. Beſtimmungen über die 
Lage der Arbeitszeit und der Ruhepauſen, über Bereitſtellung einer warmen Mahlzeit und über Ge⸗ 
währung zuſätzlicher Freizeit für geleiſtete Mehrarbeit). In der Regel iſt zu beſtimmen, daß die 
Genehmigung oder ihre Abſchrift an ſichtbarer Stelle im Betriebe auszuhängen iſt. Die Rechtsgrund⸗ 
lage ($ 11 Nr. 1 oder 2) iſt in der Genehmigung anzugeben. Die Durchſchrift des Antrags kann in 
geeigneten Fällen für die Genehmigung verwandt werden. Die Genehmigung iſt zu widerrufen, wenn 
der Betriebsführer gegen Arbeitsſchutzvorſchriften, insbeſondere gegen die Genehmigungsbedingungen 
erheblich verſtößt. 

Zu 8 13 Abſ. 1 

41. Den Lehrlingen, die nach $ 13 Abſ. 1 keinen Anſpruch auf eine Mehrarbeitsvergütung haben, 
ſind im Sinne dieſer Vorſchrift die in einem anerkannten Anlernverhältnis beſchäftigten Jugendlichen 
gleichgeſtellt. Der Anſpruch auf Mehrarbeitsvergütung entfällt jedoch nur, wenn die Lehrlinge und 
die in einem anerkannten Anlernverhältnis beſchäftigten Jugendlichen eine Erziehungsbeihilfe erhalten. 


Zu 8 15 Abſ. 4 

42. Bei einer abweichenden Feſtſetzung der Ruhepauſen ſind u. a. die Art der Arbeit, die Be⸗ 
ſchaffenheit der Arbeitsräume, das Vorhandenſein von Aufenthaltsräumen und das Alter und Ge- 
ſchlecht der Jugendlichen zu berückſichtigen. Eine Verkürzung der Ruhepauſen iſt nur zuzulaſſen, wenn die 
Geſamtdauer der Ruhepauſen dieſelbe bleibt oder die notwendige Erholung anderweitig ſichergeſtellt iſt. 
Eine Verlängerung der Ruhepauſen kommt für Jugendliche in Betracht, die durch die Beſchäftigung in 
erheblichem Maße beanſprucht oder der Einwirkung giftiger Stoffe ausgeſetzt ſind. Bei Fließ⸗ und 
Bandarbeit oder anderen mit beſonderer Beanſpruchung verbundener Arbeitsverfahren können zuſätzlich 
auch häufigere Arbeitsunterbrechungen (Kurzpauſen) angeordnet werden, die als Arbeitszeit gelten. 

43. Die Zulaffung von Ausnahmen, z. B. einer Verkürzung der Ruhepauſen, ſetzt einen Antrag 
entſprechend der Vorſchrift der Nr. 39 voraus; der Antrag iſt nach den Vorſchriften der Nr. 40 zu 
behandeln. Eine Verlängerung der Ruhepaufen kann auch von Amts wegen angeordnet werden. Die 
Verfügung iſt im Bedarfsfall im Staatsanzeiger — Teil I — zu veröffentlichen. 
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Zu $ 16 Abſ. 2 
44. Die Beſchäftigung jugendlicher Kellner und Köche über ſechzehn Jahre bis vierundzwanzig 
Uhr kann nur zugelaſſen werden, wenn der Hauptgeſchäftsverkehr der Gaſt⸗ und Schankwirtſchaft 
regelmäßig in den ſpäten Abendſtunden liegt. Der Antrag auf Zulaſſung der Beſchäftigung muß die 
entſprechenden Angaben der Nr. 39 enthalten. Der Antrag iſt nach den Vorſchriften der Nr. 40 zu 
behandeln. Die Genehmigung iſt nur zu erteilen, ſoweit die Beſchäftigung nach dreiundzwanzig Uhr 
zur vollſtändigen Ausbildung der Jugendlichen erforderlich iſt. Dieſe Vorausſetzung iſt nicht erfüllt, 
wenn tagsüber oder in den frühen Abendſtunden ein annähernd gleich ſtarker Geſchäftsverkehr wie in 
den ſpäten Abendſtunden herrſcht. 
Zu 8 16 Abſ. 4 
45. Die Anzeige, daß Jugendliche unter ſechzehn Jahren bei Muſikaufführungen, Theatervor⸗ 
ſtellungen, anderen Schauſtellungen, Darbietungen oder Luſtbarkeiten oder bei Filmaufnahmen nach 
zwanzig Uhr beſchäftigt werden ſollen, iſt von dem Unternehmer ſchriftlich bei dem Gewerbeaufſichts⸗ 
amt zu erſtatten. Aus der Anzeige müſſen Zahl, Alter und Geſchlecht der Jugendlichen, die Art ihrer 
Beſchäftigung und die Dauer und Lage der täglichen Arbeitszeit und der Ruhepauſen hervorgehen. 
Falls gegen die Heranziehung der Jugendlichen unter ſechzehn Jahren zu den im § 16 Abſ. 4 
genannten Veranſtaltungen in geſundheitlicher oder ſittlicher Hinſicht Bedenken beſtehen, iſt die Be⸗ 
ſchäftigung nach zwanzig Uhr zu unterſagen oder von Bedingungen abhängig zu machen. In Zweifels- 
fällen iſt die Landeskulturkammer zu hören. Die Beſchäftigung nach zwanzig Uhr iſt zu unterſagen, 
wenn die Jugendlichen bei der Darbietung nicht geſtaltend mitwirken, ſondern als Pagen, Platz⸗ 
anweiſer od. dgl. tätig ſein ſollen. Die Beſchäftigung von Jugendlichen über ſechzehn Jahre kann gege⸗ 
benenfalls auf Grund des § 20 Abſ. 2 über gefährliche Arbeiten gänzlich unterſagt oder von Be⸗ 
dingungen abhängig gemacht werden. 
Zu 8 16 Abſ. 5 
46. Die Anzeige über die Verlegung der Schichten in die Zeit von fünf bis zweiundzwanzig Uhr 
iſt beim Gewerbeaufſichtsamt ſchriftlich zu erſtatten. Aus der Anzeige müſſen die Zahl der in jeder 
Schicht beſchäftigten erwachſenen Gefolgſchaftsmitglieder, die Zahl, das Alter und das Geſchlecht der 
Jugendlichen, die Art der Tätigkeit, die Dauer und Lage jeder Schicht und der in jeder Schicht 
gewährten Pauſen ſowie der Grund der Schichtverlegung hervorgehen. 
47. Der Antrag auf Zulaſſung der Schichtverlegung in der Zeit von ſieben bis vierundzwanzig 
Uhr ſoll die gleichen Angaben enthalten wie die Anzeige nach Nr. 46. Er iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Nr. 40 zu behandeln. 


Zu 8 16 Abi. 6 
48. Bei Erteilung von Genehmigungen für Betriebe, in denen die Arbeiter in außergewöhnlichem 
Grade der Einwirkung von Hitze ausgeſetzt ſind, finden die Vorſchriften der Nr. 39 und 40 über den 
Inhalt und die Behandlung von Anträgen entſprechende Anwendung. 


Zu 8 17 Abſ. 2 

49. Jugendliche dürfen in den im $ 17 Abſ. 2bezeichneten Betrieben an den Sonnabenden und 
den Tagen vor dem Weihnachts- und Neujahrsfeit nach vierzehn Uhr nur beſchäftigt werden, wenn an 
dem Sitz des Betriebes eine Beſchäftigung am Sonnabendnachmittag in dem in Betracht kommenden 
Wirtſchaftszweige üblich iſt. 

Zu 8 17 Abſ. 4 und 8 18 Abf. 5 

50. Die Vorſchriften der Nr. 39 und 40 über den Inhalt und die Behandlung von Anträgen gelten 
entſprechend bei Zulaſſung der Beſchäftigung von Jugendlichen über ſechzehn Jahre an Sonnabenden 
nach vierzehn Uhr ſowie an Sonntagen. Die Genehmigung darf nur aus dringenden Gründen des 
Gemeinwohls oder nur dann erteilt werden, wenn ein unverhältnismäßiger Schaden für den eigenen 
oder einen fremden Betrieb eintreten würde. 


Zu 8 19 
51. Die Anzeige von Notfällen iſt unverzüglich mündlich (fernmündlich) oder ſchriftlich zu erſtatten. 
In der Anzeige ſind die Umſtände, die eine Ausnahme nach $ 19 begründen, der Umfang der Aus⸗ 
nahme und ihre vorausſichtliche Dauer anzugeben. Bei Arbeiten von längerer Dauer kann eine 
abweichende Regelung der Arbeitszeit nicht auf $ 19 geſtützt werden. Das Gewerbeaufſichtsamt hat 
nach Möglichkeit nachzuprüfen, ob ein Notfall vorliegt. 


Zu 8 20 Abi. 1 
52. Weibliche Jugendliche dürfen in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungsanſtalten und unterirdiſch 
betriebenen Brüchen und Gruben nicht untertage, ferner bei der Förderung mit Ausnahme der Auf⸗ 
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bereitung (Separation, Wäſche), bei dem Transport und der Verladung auch nicht übertage beſchäftigt 
werden. Sie dürfen ferner nicht in Hochofen⸗ und Stahlwerken, Metallhütten, Walz⸗, Preß⸗ und Ham⸗ 
merwerken für Eiſen, Stahl und andere Metalle, in denen dieſe Stoffe nicht kalt verarbeitet werden, in 
Kokereien und bei Bauten aller Art mit den eigentlichen Betriebsarbeiten beſchäftigt werden. 


Zu 8 20 Abſ. 2 

53. Die Anordnung des Gewerbeaufſichtsamts über die Beſchäftigung mit gefährlichen Arbeiten 
kann über die vom Senat auf Grund des $ 20 Abi. 1 erlaſſenen Beſtimmungen hinausgehen. Sie 
kann ſich auf ſämtliche Jugendliche eines Betriebes oder einer Betriebsabteilung oder auf einzelne 
Jugendliche, ſoweit ſie mit gefährlichen Arbeiten beſchäftigt werden, erſtrecken. Die Beſchäftigung kann 
gänzlich verboten oder von Bedingungen abhängig gemacht werden. Die Anordnung iſt ſchriftlich 
zu erlaſſen und dem Unternehmer durch die Poſt mit Zuſtellungsurkunde oder durch einen öffentlichen 
Beamten zuzuſtellen. Die auf Grund des $ 25 zuläſſige Beſchwerde gegen die Anordnung kann nur 
innerhalb zweier Wochen nach Zuſtellung der Anordnung erhoben werden; auf die Ausſchlußfriſt iſt in 
der Anordnung hinzuweiſen. Die Beſchwerde hat in dieſem Fall aufſchiebende Wirkung, ſofern die 
Nichtausführung der angeordneten Maßnahmen keine unmittelbare und erhebliche Gefahr für die 
Geſundheit oder die Sittlichkeit der Jugendlichen zur Folge hat. Die Entſcheidung hierüber trifft das 
Gewerbeaufſichtsamt. Anordnungen von grundſätzlicher Bedeutung ſind abſchriftlich dem Senat auf 
dem Dienſtwege vorzulegen. 

Zu 8 21 


54. Gefolgſchaftsmitglieder erhalten für das Kalenderjahr, in dem ſie das achtzehnte Lebensjahr 
vollenden, den Urlaub nach den Vorſchriften des 8 21, wenn ſie in dieſem Jahre länger als drei 
Monate als Jugendliche in dem Betrieb tätig waren. 

54 a. Im Bereich des öffentlichen Dienſtes kann für vorübergehend zu beſtimmten Jahreszeiten 
eingeſtellte Jugendliche durch Tarif- oder Dienſtordnung gleichfalls die Wartezeit abweichend von 8 21 
geregelt werden. 

Zu § 23 Abſ. 1 Nr. 1 

55. Das Verzeichnis der Jugendlichen (Urlaubsliſte) muß die Angaben des anliegenden Muſters 

(Muſter 5) enthalten. An Stelle des Verzeichniſſes kann eine Kartei mit denſelben Angaben treten. 


Zu § 23 Abſ. 1 Nr. 2 
56. Statt der Auslage kann ein Aushang der Verordnung erfolgen. Auf dem Aushang müſſen 
mindeſtens die Vorſchriften der SS 1 bis 3 und 7 bis 26 der Verordnung leicht lesbar abgedruckt fein. 


Zu $ 23 Abi. 1 Nr. 3 

57. Die Vorſchrift, daß ein Aushang über Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeits» 
zeit und der Ruhepauſen an ſichtbarer Stelle anzubringen iſt, gilt entſprechend für erwachſene Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder (Arbeitszeitordnung $ 24 Abſ. 1 Nr. 2). Die Angaben für Jugendliche und für 
Erwachſene können auf einem Aushang vereinigt werden. Falls die Arbeitszeit in einzelnen Betriebs 
abteilungen verſchieden geregelt iſt, iſt für jede Betriebsabteilung ein Aushang erforderlich. Weicht die 
regelmäßige Arbeitszeit einzelner Jugendlicher von der allgemeinen Arbeitszeit ab, ſo ſind die ab⸗ 
weichenden Arbeitszeiten auf dem Aushang kenntlich zu machen. Das Gewerbeaufſichtsamt kann nähere 
Beſtimmungen treffen, u. a. auch Vereinfachungen zulaſſen. 


Zu 8 23 Abſ. 1 Nr. 4 und 5 

58. Als Nachweis für die andere Verteilung der Arbeitszeit dient der Aushang (Nr. 57), wenn ſich 
dieſelbe ungleichmäßige Verteilung der Arbeitszeit innerhalb des Ausgleichszeitraums längere Zeit hin⸗ 
durch wiederholt. Auf dem Aushang müſſen Beginn und Ende der Arbeitszeit und der Ruhepauſen für 
jeden Tag des Ausgleichszeitraums angegeben ſein. 

59. Weicht die tägliche Arbeitszeit in Ausnahmefällen von der durch Aushang (Nr. 57) bekannt⸗ 
gemachten regelmäßigen Arbeitszeit ab, ſo iſt in Ergänzung des Aushangs Tag und Umfang der 
Abweichung in einem Verzeichnis oder einer Kartei ſpäteſtens am folgenden Werktag feſtzulegen. Aus 
den Eintragungen muß zu erkennen ſein, daß die Geſamtdauer der Arbeitszeit des einzelnen Jugend⸗ 
lichen innerhalb des Ausgleichszeitraums die geſetzliche Grenze nicht überſchreitet. Die Eintragungen 
können auch in den Lohnliſten oder der Lohnkartei gemacht werden. 

60. Andern ſich die täglichen Arbeitszeiten häufig, ſo iſt ſtatt des Aushangs (Nr. 57) ein Ver⸗ 
zeichnis oder eine Kartei zu führen, in die Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit und ihre Dauer 
für den einzelnen Jugendlichen, gegebenenfalls zuſammengefaßt für den Betrieb, die Betriebsabteilung 
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rn 
oder beſtimmte Gefolgſchaftsgruppen, ſpäteſtens am folgenden Werktag einzutragen ſind. Als aus⸗ 
reichender Nachweis ſind auch Stempeluhrkarten anzuſehen. Die Eintragungen können auch in den 
Lohnliſten oder der Lohnkartei gemacht werden. 

61. Der Nachweis über Vor⸗ und Abſchlußarbeiten muß ſich auf die Dauer dieſer Arbeiten und 
die beteiligten Jugendlichen erſtrecken. Es genügen entſprechende Angaben auf dem Aushang über 
die tägliche Arbeitszeit (Nr. 57 und 58) oder in dem Verzeichnis, der Kartei oder dem ſonſtigen Nach⸗ 
weis über die andere Verteilung der Arbeitszeit (Nr. 59 und 60). Ein Nachweis iſt nicht erforderlich, 
ſoweit die Vor⸗ und Abſchlußarbeiten durch ſpäteren Beginn oder frühere Beendigung der Arbeitszeit 
oder durch längere Ruhepauſen ausgeglichen werden. 

62. Die in Notfällen feſtgeſetzten Arbeitszeiten, die Art der Arbeiten und die beteiligten Jugend- 
lichen find unverzüglich ſchriftlich feſtzulegen; als Nachweis genügt die Durchſchrift einer ſchriftlichen 
Anzeige an das Gewerbeaufſichtsamt (Nr. 51). N 

63. Das Verzeichnis der Freizeiten für die Beſchäftigung am Sonnabend nach vierzehn Uhr oder 
am Sonntag ($ 17 Abi. 2 und $ 18 Abſ. 3) muß die Angaben des anliegenden Muſters (Muſter 6) 
enthalten. Die Angaben können auch in dem Verzeichnis, der Kartei oder dem ſonſtigen Nachweis 
über die andere Verteilung der Arbeitszeit (Nr. 59 und 60) gemacht werden. Die Eintragungen ſind 
ſpäteſtens eine Woche nach dem Tage der Beſchäftigung vorzunehmen. Den beteiligten Gefolgſchafts⸗ 
mitgliedern iſt auf Verlangen Einſicht in das Verzeichnis zu gewähren. Wenn die Regelung der 
Freizeit längere Zeit hindurch dieſelbe iſt, kann an Stelle des Verzeichniſſes ein Aushang mit den 
entſprechenden Angaben treten. Der Aushang iſt an ſichtbarer Stelle im Betrieb anzubringen. 

64. Der Senat kann für einzelne Arten von Betrieben oder Arbeiten eine einheitliche Form der 
Nachweiſe vorſchreiben. Die Anordnungen des Senats werden im Staatsanzeiger — Teil I — bekannt⸗ 
gemacht. Soweit derartige Beſtimmungen nicht erlaſſen ſind, kann das Gewerbeaufſichtsamt eine 
entſprechende Anordnung treffen; es kann auch Abweichendes beſtimmen. 


Zu 8 23 Abſ. 2 

65. Unternehmer und Gefolgſchaftsmitglieder ſind verpflichtet, dem Gewerbeaufſichtsamt die zur 
Erfüllung feiner Aufgaben erforderlichen Angaben zu machen. Zu den Nachweiſen, die dem Gewerbe- 
aufſichtsamt auf Verlangen vorzulegen oder zur Einſicht einzuſenden ſind, gehören ſämtliche in den 
Nrn. 57 bis 63 genannten Aushänge, Verzeichniſſe und Karteien, insbeſondere auch Stempeluhrkarten, 
Lohn⸗ und Gehaltsliſten ſowie ſonſtige Unterlagen, aus denen Zahl und Zuſammenſetzung der Ge— 
folgſchaft und Art und Dauer der Beſchäftigung jedes Gefolgſchaftsmitglieds erſichtlich find. Die Nach⸗ 
weiſe ſind mindeſtens ein Jahr nach der letzten Eintragung aufzubewahren. 


Zu 8 24 Abſ. 4 

66. Zur Erzwingung der nach $ 20 angeordneten Maßnahmen it in der Regel zunächſt das 
Strafverfahren auf Grund des 8 24 Abſ. 1 und 2 durchzuführen. Von der Befugnis des $ 24 Abſ. 4 
iſt erſt dann Gebrauch zu machen, wenn auch nach rechtskräftiger Beſtrafung ein den Beſtimmungen ent⸗ 
ſprechender Zuſtand nicht hergeſtellt wird; nur wenn die Nichtausführung der angeordneten Maßnahmen 
eine unmittelbare und erhebliche Gefahr für die Geſundheit und Sittlichkeit der Jugendlichen zur 
Folge hat, ft die Einſtellung des Betriebes ſchon vor Erledigung des Strafverfahrens anzuordnen. Drei 
Abſchriften der Verfügung ſind dem Senat auf dem Dienſtwege vorzulegen. 

67. Die Einſtellung des Betriebes darf nur angeordnet werden, ſoweit der Betrieb von den auf 
Grund des $ 20 erlaſſenen Beſtimmungen betroffen wird. Die Anordnung iſt unverzüglich aufzuheben, 
wenn Maßnahmen getroffen werden, durch die eine Fortſetzung der Beſchäftigung ohne erhebliche Nach⸗ 
teile oder Gefahren für die Jugendlichen möglich iſt. 


1 Zu 8 26 Abi. 1 
68. Die Ortspolizeibehörden haben den Gewerbeaufſichtsämtern bei der Durchführung des Geſetzes 
Amtshilfe zu leiſten. 


Anhörung des Staatsjugendführers 


69. Das Gewerbeaufſichtsamt und der Senat haben vor Erteilung von Beſcheiden, die auf 
Grund des Jugendſchutzgeſetzes und dieſer Verordnung ergehen und von allgemeiner oder grundſätz⸗ 
licher Bedeutung ſind, den Beauftragten des Staatsjugendführers anzuhören. Dem Beauftragten werden 
ferner Abſchriften der auf Grund des Jugendſchutzgeſetzes und dieſer Verordnung erteilten Beſcheide 
zugeleitet. Der Senat trifft über die Anhörung und über die Zuleitung von Abſchriften nähere Be⸗ 
ſtimmungen. 


Sonſtiges 

70. Das Gewerbeaufſichtsamt kann in einem Beſcheid gleichzeitig mehrere Genehmigungen nach 
dieſer Verordnung und der Ausführungsverordnung vom 13. April 1939 (G. Bl. S. 221) erteilen. 

71. Das Gewerbeaufſichtsamt hat über die Anordnungen nach Nr. 3, 19 und 53, über die Ent⸗ 
ſcheidungen nach Nr. 4, 33 und 37 und über die Genehmigungen nach Nr. 25, 31, 40, 43, 44, 47, 
48 und 50 Verzeichniſſe zu führen. Dieſe Verzeichniſſe und die Verzeichniſſe, die von dem Gewerbe- 
aufſichtsamt nach der Ausführungsverordnung zur Arbeitszeitordnung vom 13. April 1939 (G. Bl. 
S. 221) zu führen ſind, können zur Vereinfachung und beſſeren Überſicht zu Liſten zuſammengefaßt 
werden. Der Senat kann eine einheitliche Form der Verzeichniſſe oder Liſten vorſchreiben. 


Inkrafttreten 
72. Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. Die Vorſchriften der Nr. 5 
bis 28 treten, ſoweit fie die Ausſtellung von Arbeitskarten betreffen, erſt am 1. Juli 1939 in Kraft; 
bis zu dieſem Zeitpunkt dürfen volksſchulpflichtige Kinder in den Grenzen des $ 5 Abſ. 2 bis 4 ohne 
Arbeitskarten beſchäftigt werden. 


Danzig, den 13. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
5 5261 Greiſer Huth 


Anlage 


(Zu Nr. 18 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 


Verzeichnis 
der für Kinder in Jamilienbetrieben verbotenen Arbeiten“) 


Jugendſchutzgeſetz 8 5 Abi. 2 Satz 2) 


Werkſtätten, in denen durch Dampf, Wind, Waſſer, Gas, Luft, Elektrizität uſw. bewegte Maſchinen 
verwandt werden. Ausgenommen ſind Werkſtätten, in denen ausſchließlich Maſchinen mit einem Kraft⸗ 
bedarf bis 500 Watt (Kleinſtmaſchinen) benutzt werden, 

Bedienung von Aufzügen aller Art, 

Arbeiten, bei denen Laſten von mehr als 8 kg Gewicht von Hand bewegt oder befördert werden müſſen, 

alle Dfen- und Feuerarbeiten, 

Bergbau, 

Brüche und Gruben, 

Kalkbrennereien, Gipsbrennereien, 

Werkſtätten der Glasbläſer, -äßer, ⸗ſchleifer und -mattierer, mit Ausnahme der Werkſtätten der Glas⸗ 
bläſer, in denen ausſchließlich vor der Lampe geblaſen wird, 

Glasmalereien, 

Werkſtätten, in denen Queckſilber verwandt wird, 

Werkſtätten zur Anfertigung von Schieferwaren, Schiefertafeln und Griffeln, mit Ausnahme von Werk⸗ 
ſtätten, in denen lediglich das Färben, Bemalen, Bekleben und die Verpackung von Griffeln oder das 
Färben, Liniieren und Einrahmen von Schiefertafeln erfolgt, 

Werkſtätten der Steinbohrer, ⸗ſchleifer und =polierer, 

Steinmetzereien, Steinhauereien, . 

Töpfereien und andere keramiſche Werkſtätten, einſchließlich des Bemalens von Töpfen, Kacheln und 
Flieſen, 

Ziegeleien, 

Werkſtätten, in denen Blei⸗ und Zinnſpielwaren bemalt werden, 

Metallgießereien aller Art, 

Werkſtätten, in denen Gegenſtände auf galvaniſchem Wege mit Metallüberzügen verſehen werden oder 
in denen Gegenſtände auf galvanoplaſtiſchem Wege hergeſtellt werden, 

Feilenhauereien, . 

Werkſtätten der Gürtler und Bronzeure, 

Werkſtätten, in denen Blei, Kupfer, Zink, Leichtmetalle oder Legierungen dieſer Metalle bearbeitet oder 
verarbeitet werden, mit Ausnahme von Werkſtätten, in denen die Kinder lediglich mit Sortieren und 
Zuſammenſetzen von Uhrenbeſtandteilen beſchäftigt werden, 

Werkſtätten, in denen Waffen hergeſtellt und ausgebeſſert werden, 

Austragen von Waffen und Munition, 

Bedienen von Apparaten, in denen ſich Flüſſigkeiten, Dämpfe oder Gaſe unter Druck befinden, 

Werkſtätten zur Herſtellung von Exploſivſtoffen, Feuerwerkskörpern, Zündhölzern und ſonſtigen Zünd⸗ 
waren; Austragen dieſer Waren aus Werkſtätten oder aus Verkaufsſtellen, 

Werkſtätten, in denen Zellhorn verarbeitet wird, 

Bleichereien, 

Färbereien, 

Tierharrſchneidereien aller Art, 

Lumpenſortierereien, einſchließlich des Einſammelns der Lumpen, 

Pudern und Bronzieren in der Papierverarbeitung, 

Vulkaniſieranſtalten, 

Holzfällen und Holzhacken, 

Drechſlereien, 

Tiſchlereien, 


„) Soweit nicht die Arbeiten, ſondern die Betriebe angeführt find, gilt das Verbot für alle in dieſen Betrieben vor⸗ 
kommenden Arbeiten. Das Austragen von Waren und andere Botengänge ſind erlaubt, ſoweit ſie in dem Verzeichnis nicht 
ausdrüdlich verboten find. 


Holzſchleiferarbeiten, 

Zimmerplätze, 

Felleinſalzereien, Gerbereien, 

Werkſtätten zur Anfertigung von Gummi-, Guttapercha- und Kautſchukwaren, 

Haar⸗ und Borſtenzurichtereien, Bürſten- und Vinſelmachereien, 

Werkſtätten der Perlmutterverarbeitung, f ; 

Fleiſchereien, any 7 

Bäckereien, 

Kellereien, a 

Herſtellung von Fiſchkonſerven und Marinaden, Fiſchräuchereien, 

Beſchäftigung bei der Empfangnahme, beim Abliefern und bei der Verarbeitung von Gemüſen, Pilzen 
oder Früchten in der Konſerveninduſtrie, 

Werkſtätten der Tabakinduſtrie, 

Bauten aller Art, einſchließlich Straßen-, Waſſer⸗, Tief⸗ und Brunnenbau, Abbrucharbeiten und Dad)- 
deckerarbeiten, 

Werkſtätten der Maler und Anſtreicher, 

Spritzen von Farben mit Ausnahme von Waſſerfarben, 

Werkſtätten zur Anfertigung von Polſterwaren, 

Bettfedernreinigungsanſtalten, 

Schornſteinfegergewerbe, 

Wäſchereien und chemiſche Waſchanſtalten, 

Kohlenhandlungen, 

Mehlhandlungen, 

Miſchen und Mahlen von Farben, 

Beſchäftigung an Tankſtellen für Kraftwagen einſchließlich des Wagenabwaſchens und ⸗abſpritzens. 

Feilbieten von Waren auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten oder 
ohne vorherige Beſtellung von Haus zu Haus im ſtehenden Gewerbebetrieb ſowie im Gewerbebetrieb 
im Umherziehen, 

Beförderung von Perſonen und deren Gepäck, 

Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, 

Kegelaufſetzen und andere Hilfsleiſtungen auf Kegelbahnen, 

Lichtſpieltheater, 

Abdeckereien und Werkſtätten zur Verwertung von Knochen, Blut und Fleiſchabfällen. 


Die Ortspolizeibehörde 


I 


III 


(Vorderſeite) 


Muſter 1 


(Zu Nr. 7 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 


Antrag auf Ausſtellung einer Arbeitskarte 
(Jugendſchutzgeſetz S 5 Abi. 1 und Ausführungsverordnung Nr. 5 bis 8 und Nr. 20 bis 22) 


Antrag) 
Herr / Trau .... . . BEER 
(Vor- und Zuname und Beruf des Antragſtellers) 
ee r ð / IE Ener beantragt die Aus⸗ 
(Wohnort, Straße und Hausnummer) 
r r een Apallilnaid geboren am 
(Vor- und Zuname des Kindes) (Geburtstag und jahr) 
VVT DER ul 1 3 ge ee SE > ee ee CCC ee 
(Geburtsort) (Wohnort, Straße und Hausnummer) (bei wem?) 
AR. \. be A & ee Schüler Werd nenn ea een Schule 
(Vor- und Zuname der Eltern) 
6 RE: Angehöriger der Staatsjugend inn Ai N. 0... 
(Schulort) (Ort) 
r ̃ ĩð d ¶ e 
(Vor- und Zuname und Beruf des Unternehmers, Betriebsführers oder Firma) 
2ETFFFFFCCCCCCCCCCCCC E ̃ ˙ . eek 
(Bezeichnung und Lage der Arbeitsſtätte) 

Dauer der Arbeitszeit: an Schultagen von Uhr bis Um 0 Stunden, 
in den Schulferien werktags von Uhr bis Uhr Stunden, 
an Sonn- und Feiertagen von Uhr bis Uhr Stunden. 

Dauert, der Ber ee e e e 


(Beſchäftigungstage, ⸗monate oder jahre) 


Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (nicht Zutreffendes a) oder b) durchſtreichen). 


a) Zu vorſtehendem Antrag gebe ich als geſetzlicher Vertreter des Kindes meine Zustimmung. 


‚—L ꝶ Ek„k 3j jjjãjjjj „443% V 


(Wohnort, Straße und Hausnummer) 


b) Dem vorſtehenden Antrag iſt eine ſchriftliche Zuſtimmungserklärung (3. B. das Antragſchreiben) 
des geſetzlichen Vertreters beigefügt. | | 


Stellung der Ortspolizeibehörde ; 
1. Das Alter des Kindes iſt richtig angegeben. 
2. Der Weg des Kindes zur Arbeitsſtätte beträgt ungefähr Minuten. 
3. Gegen die Beſchäftigung des Kindes beſte hen feine Bedenken ) e 
n folgende 


, d TION BEE EEE LE ER RRRORRERR 


) Der Antrag kann mündlich oder ſchriftlich von dem geſetzlichen Vertreter des Kindes, dem Unternehmer oder einem 
anderen Beteiligten (3. B. der Mutter) geſtellt werden. 16 TRIER def ' | N j 


Es iſt gegebenenfalls zu ermitteln, ob Bedenken gegen die Perſon des Unternehmers (3. B. wegen Vergehens gegen 


Arbeitsſchutzvorſchriften) vorliegen oder ob die Betriebsverhältniſſe oder die Art der Beſchäftigung geſundheitliche oder ſitt⸗ 


liche 


Schädigungen des Kindes befürchten oder ſonſtige Nachteile erwarten laſſen. 


(Rüdfeite) 
4. Urſchriftlich mit Anlagen 
N a) an den Herrn Leiter der Schule ? 
uzutreſfendes p) an das Jugendamt!) 
d 8 
ae c) an das Gewerbeaufſichtsamts) 


weitergeſandt. 
Nur zu e): Die unmittelbare Überſendung erfolgt wegen der Eilbedürftigkeit der Angelegenheit. 


Eine Durchſchrift dieſes Schreibens it der Schulbehörde — dem Jugendamt — über- 


ſandt. 
0 Dienſtſiegel | STREBEN RE an re De er RR Dee A RR 
Der Leiter der Senne nds 3 n 19. 
Urſchriftlich mit . Anlagen Sofort! 
an das Jugendamt 
in a x 
mit folgender Stellung weitergeſandt. 
t Dienſtſiegel j e e en . 
F iR den Tnildstg ale io. e ni 19. 
Urſchriftlich mit Anlagen Sofort! 
an das Gewerbeaufſichts amt 
122CEFCCCͥ0é ͤ5Ü AA 


nach Benehmen mit der zuſtändigen Dienſtſtelle der Staatsjugend mit folgender Stellung weiter⸗ 
geſandt ?): f 


0 Dienſtſiegel } HARTP TR. HER. RE ünterſcht EEE nd 


) Die Urſchrift it unmittelbar an das Jugendamt zu fenden, wenn das Kind die Schule noch nicht beſucht. 
) Die Urſchrift iſt unmittelbar an das Gewerbeaufſichtsamt zu ſenden, wenn gegen die Beſchäftigung des Kindes 
zedenten beſtehen und die beſchleunigte Ausſtellung dringend geboten erscheint 


keine 
») Aus der Außerung muß die Stellung der Staatsjugend hervorgehen. 


(Vorderſeite des erſten Blattes) 
N Muſter 2 


(Zu Nr. 9 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung 


Arbeitskarte Nr. 
(ZJugendſchutzgeſetz vom 5. Oktober 1938) 


—— 1 . )%%%jjjj6õed HHH jjb õõ3r„ũũj%uuũ"eZ e ꝛ᷑̃ Sã; Z — * „ 4 


r y THREE TELSENSEREHE TUNER AMERGERE. SOHHE EO Straße N. 8 


Das Kind darf nur von dem auf der Rückſeite eingetragenen Unternehmer mit den dort bezeichneten 
Arbeiten und nur in den angegebenen Zeiten beſchäftigt werden. 


Ausgeſtell t. % dend ee. 2. men 


Gewerbeauſſichtsamt 


(Unterſchriſt) 


240 


(Rückſeite des erſten Blattes) 


Art der Beſchäftigung 
Beſchäftigungsſtellen Dauer der Arbeitszeit 


(getrennt für Schultage und Schulferien) 


Bei Anderung der Beſchäftigungsſtelle iſt bei der Ortspolizeibehörde ein Antrag auf Ergänzung 
der Arbeitskarte zu ſtellen; bei Anderung der Art der Beſchäftigung und der Dauer der Arbeits- 
zeit iſt die Arbeitskarte vorher zur Berichtigung an das Gewerbeaufſichtsamt einzuſenden. 


Bemerkungen des Gewer beaufſichtsamts: 


Eintragungen des Unternehmers: Die 15 Werktage Freizeit in den Schulferien ſind gewährt: 
FCC DO een Dis und DR nn S 8 


r Don N ene on DIE. su. 8 
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(Vorderſeite des zweiten Blattes) 


Merkblatt für Kinderarbeit 
(nach 88 1 bis 6 des Jugendſchutzgeſetzes vom 5. Oktober 1938) 
I. Kinderarbeit iſt grundſätzlich verboten mit folgenden Ausnahmen: 
A. Beſchäftigung allgemein: 
Volksſchulpflichtige Kinder über 12 Jahre dürfen beſchäftigt werden: 


an Sonn- und 


in den Schulferien?) 


an Schultagen 


werktags Feiertagen 
Art der Arbeiten ...mit leichten Arbeiten im Handelsgewerbe, nur mit Handreichungen 
mit Austragen von Waren, beim Sport 


mit anderen Botengängen, 
mit Handreichungen beim Sport. 
Andere Arbeiten ſind nur in Familienbetrieben zuläſſig, ſiehe unter B. 


Beginn!) früheſtens . . | 8 Uhr, nicht vor dem 8 Uhr 8 Uhr 


Vormittagsunterricht 


Höchſtdauer 2 Stunden 4 Stunden 4 Stunden 


Ruhepauſen 2 Stunden nach dem Vor- | bei mehr als 3 Stunden Beſchäftigung eine halb⸗ 
mittags-, 1 Stunde ſtündige oder zwei viertelſtündige Pauſen 
nach dem Nachmittags⸗ 
unterricht 


Ende!) ſpäteſtens . . 19 Uhr 19 Uhr 


2) Auch der Weg zur Arbeit und zurück muß nach 8 Uhr und vor 19 Uhr liegen. 


Während der Schulferien find die Kinder jährlich mindeſtens 15 Werktage von der Beſchäftigung frei 
zu laſſen. Dieſe arbeitsfreie Zeit iſt nach Möglichkeit zuſammenhängend zu gewähren; ſie darf nicht in mehr als zwei Abs 
ſchnitte zerlegt werden. 
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(Rückſeite des zweiten Blattes) 


B. Beſchäftigung im Familienbetrieb: 


Hier iſt die Beſchäftigung von volksſchulpflichtigen Kindern über 12 Jahre auch mit anderen 
Arbeiten als unter A angegeben zuläſſig, ſoweit ſie nicht in dem Verzeichnis der verbotenen Ar— 
beiten aufgeführt ſind; vgl. Anlage 2 der Ausführungsverordnung zum Jugendſchutzgeſetz ). 


Ein Familienbetrieb liegt nur dann vor, wenn ausſchließlich nahe Verwandte (3. Grades) 
des Unternehmers oder ſeiner Ehefrau (Eltern, Großeltern, Urgroßeltern, Kinder, Enkel, Urenkel, 
Geſchwiſter, Onkel, Tante, Neffe und Nichte), die auch zum Haushalt des Unternehmers ge⸗ 

hören, beſchäftigt werden. 


C. Beſchäftigung bei Muſik⸗ und Theater aufführungen, Filmaufnahmen uſw.: 


Hier können auch jüngere Kinder beſchäftigt werden, doch iſt in jedem Fall die Genehmigung des 
Gewerbeaufſichtsamts einzuholen. 


II. Arbeitskarte. 


Kinder (auch eigene) dürfen erſt beſchäftigt werden, wenn dem Unternehmer die Arbeitskarte des 
Kindes ausgehändigt iſt (außer bei gelegentlicher Beſchäftigung mit einzelnen Arbeitsleiſtungen). 
Der Unternehmer hat die Arbeitskarte aufzubewahren, auf amtliches Verlangen vorzuzeigen und 
nach Beendigung des Arbeitsverhältniſſes dem geſetzlichen Vertreter des Kindes auszuhändigen. 


III. Geltungsbereich. 


Auf die Beſchäftigung im Haushalt, in der Land- und Forſtwirtſchaft, im Garten⸗ 
bau, bei der Jagd und in der Tierzucht finden die Vorſchriften keine Anwendung. 

Wird aber ein Kind z. B. in erheblichem Maße im Ladengeſchäft oder in Heimarbeit und 
daneben z. B. in der Gärtnerei beſchäftigt, jo rechnet die ganze Tätigkeit als gewerbliche Be⸗ 
ſchäftigung. 


Anmerkung: Schulentlaſſene Kinder (unter 14 Jahren) dürfen wie Jugendliche beſchäftigt werden, aber nur 
6 Stunden (Lehrlinge und Kinder in einem anerkannten Anlernverhältnis 8 Stunden) am Tag. An Stelle der 
Arbeitskarte tritt das Arbeitsbuch, das vom Landesarbeitsamt ausgeſtellt wird. 


*) Auskunft erteilt das Gewerbeauſfſichtsamt. 
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(Zu Nr. 9 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 


Verzeichnis 


der vom Gewerbeaufſichtsamt in % liaatlagdi 12 
ausgeſtellten Arbeitskarten 


Vor⸗ und Zuname des Kindes 
Tag Geburtsdaten (Tag, Monat, Jahr, Ort) a Art der Beſchäftigung 
der Ausſtellung][Vor⸗ und Zuname, Beruf und Anſchrift Beſchäftigungsſtellen Dauer der Arbeitszeit 
des geſetzlichen Vertreters 


Mufter 4 


(Zu Nr. 13 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 


Antrag auf Ergänzung einer Arbeitskarte 
(Jugendſchutzgeſetz 8 5 Abſ. 1 und Ausführungsverordnung Nr. 13) 


Die Ortspolizeibehörde 


I. Attest) )))) Keil an Noc . 
ir . . y ʒ LE 
(Vor: und Zuname und Beruf des Antragſtellers) 
ieee . aa. ua real beantragt die Ergänzung der 
(Wohnort, Straße und Hausnummer) 
eee geboten am Te 
(Vor- und Zuname des Kindes) (Geburtstag und jahr) (Geburtsort) 
JJ ³˙iAVAVAAAAA ⁵⁵-ẽq ff TER 
(Wohnort, Straße und Hausnummer) (bei wem?) 

anbahnenden, r  ..., 
(Bor: und Zuname und Beruf des Unternehmers, Betriebsführers oder Firma) 

77777... T er Art der Beſchäftigung .. J . 


Dauer der Arbeitszeit: 


an Schultagen von Uhr bis ur = urn Stunden, 

in den Schulferien werktags von Uhr bis Ahe Stunden, 

an Sonn⸗ und Feiertagen von Ahr bis Ir ern Stunden. 
Dane ber Beihäftisun: e . pe 


(Beſchäftigungstage, »monate oder Jahre) 


Die Arbeitskarte liegt bei / wird unmittelbar an das Gewerbeaufſichtsamt geſandt. 


—«ĩ — 2 2 2 22242444 „4444444 % 4 e 4 6 J 4 444% % „ „44444444 4%%4%r0% 44444 4 


II. Stellung der Ortspolizeibehörde (Unterſchrift des Antragſtellers) ?) 
1. Das Alter des Kindes iſt richtig angegeben 
2. Der Weg des Kindes zur Arbeitsſtätte beträgt ungefähr.. Minuten. 
keine 
3. Gegen die Beſchäftigung des Kindes beſtehen folgende Bedenken ff.... ERTER 
AUGE ii wii Anlagen Sofort! 


an das Gewerbe aufſichtsamt 


weitergeſandt. 2 . 
(Dienfte 
3 7 ee sr ROTER 

! 5 (unterſchrift) 


1) Der Antrag kann mündlich oder ſchriftlich von dem geſetzlichen Vertreter des Kindes, dem Unternehmer oder einem 
anderen Beteiligten (3. B. der Mutter) geſtellt werden. . 

2) Nicht erforderlich, wenn ein ſchriftlicher Antrag vorliegt. 

) Es iſt gegebenenfalls zu ermitteln, ob Bedenken gegen die Perſon des Unternehmers (3. B. wegen Vergehens gegen 
Arbeitsſchutzvorſchriften) vorliegen oder ob die Betriebsverhältniſſe oder die Art der Beſchäftigung geſundheitliche oder ſitt— 
liche Schädigungen des Kindes befürchten oder ſonſtige Nachteile erwarten laſſen. 


Mufter 5 
(Zu Nr. 55 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 
Verzeichnis der Jugendlichen 
(Urlaubsliſte) 
1 5 ZUR Urlaub Mindeſtens 
für das Jahr 193 10 tägige 
Eintritt Teilnahme an 

Olde. Geburtst | 
Nr. Vor- und Zuname N in den | ur einem Lager Bemerkungen 


Betrieb am F E oder Fahrt der 


) Auch der in anderen Betrieben für das Kalenderjahr ſchon gewährte Urlaub ift einzutragen. 


Mufter 6 


(Zu Nr. 63 der vorſtehenden 
Ausführungsverordnung) 


Verzeichnis der Erſatzfreizeiten 
nach Jugendſchutzgeſetz 8 17 Abſ. 2 
(8 18 Abi. 3) ) 


Für die Sonnabendnachmittagsarbeit (Sonntagsarbeit) ) ift Erſatzfreizeit 2) gewährt am: 


Name 1. Woche 2. Woche 3. Woche 4. Woche | 5. Woche 
der Jugendlichen 
von bis 3) von bis 8) von bis 8) von bis ) von bis 8) 
(Datum) (Datum) (Datum) (Datum) (Datum) 
| 


uſw. 


1) Das Verzeichnis iſt entweder über Erſatzfreizeit en für Sonnabendnachmittagsarbeit oder für Sonntagsarbeit zu 


führen 
2) Im Geſetz vorgeſchriebene Erſatzfreizeit für r ne ein freier Nachmittag ab 14 Uhr in jeder 
Woche; ſtatt des freien Nachmittags kann in jeder zweiten Woche ein Vormittag bis 14 Uhr freigegeben werden. 
Der Vormittag iſt durch Unterſtreichung des Datums oder in anderer Weiſe —— zu machen. 
Im Geſetz vorgeſchriebene Erſatzfreizeit für Sonntagsarbeit; ein voller Ruhetag in jeder Woche; in jeder vierten 
Woche muß der Ruhetag auf einen Sonntag fallen. 
3) Das Datum der Woche ift nur im Bedarfsfalle einzutragen. 
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